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Seite an Seite für die Personen 
Podium Wirtschaftsvertreter 
und Gewerkschafter setzten 
sich zusammen für die Perso- 
nenfreizügigkeit ein. Uneinigkeit 
herrscht bei Mindestlöhnen. I 
W# MaRCO W6LRl 

Am Donneritagabend diskutierten 
im Restaurant Einstein in Aarau C e  
werksdiafter und Arbeitgeberver- 
treter über das Freizügigkeitsab- 
kommen und die dazugehörenden 
flankierenden Massnahmen. Auch 
wenn sie aus verschiedenen Lagern 
stammten. waren sich die Teilneh- 
mer in einem Punkt einig: <Die Per- 
sonenfreizügigkeit hat sich iür uns 
geiohnb. bilanzierte Peter Lüscher, 
Geschäftsleiter der Aargauischen In- 
dustrie- und Handelskammer. Auch 
sein Antipode Kurt Emmenegger 
vom Aargauischen Gewerkschafb 
bund stimmt zu: <Dank den fiankie- 
renden Massnahmen wurde der Ar- 
beitnehmerschutz stark verbessert.* 
Die Personenfreiziigigkeit war also 
der gemeinsame Nenner, worauf 
sich alle einigen konnten. Doch da- 
mit war die Einigkeit schon vorbei. 
Daniel lampart. Chdokonom beim 
Schweizerischen Gewerkschaft% 
bund. und se in  Aargauer Kollege 
Emmenegger forderten wiederholt 
Mindestlöhne. Diese seien ein pro- 
bates Mittel, um hhndumping vor- 
zubeugen. 

Erwartungagemäss löste diese& 
sage bei Lilscher hefügen Wider- 

Von li ...„. -.....,. ,... „.. „„,, .,.. -...,..,..„„. „„ -., ..- ..., -,.., 
(Moderator), Peter Lüscher (AIHK) und Gerhard Moser (ABV). 
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WALER SCHWAGER 

«Die Arbeitgeber 
müssen zu den Leuten 

den Leuten schauen, sonst folgt bald 
die Quitiung.. 

Cerhard Moser vom Aargauischen 
Baumeistewerbend kennt die Lohn- 

schauen, sonst dumpingsituaüon aus eigener EF 
fahrung. Ais Geschäfisführer der AP 

fOlgf bald aeQuithm5, beitsmarlrtkontrolie weiss er von den 
Daniel Lamsart. bkonom SGB Problanen, die beim Durchsetzen 

der fiankierenden Massnahmen auf- 
spruch aus. Durch Mindestlöhne tawhem *Die Richtiinien des Bundes 
könnten Arbeiilätze verlegt wer- in Umgang mit SchelliselbstsEindi- 
den. warnte er. Diese Warnung gab gen sind im Voikug nicht niüz1ich.n 
Lampart jedodi postwendend zu- Daniei lampert versprach darauf, 
Nck iDie Arbeitgeber müssen zu sich auf Bundesebene dafür einni- 

setzen, dass klarere Verhäiinisse ge 
xhafFen werden. 

Br betonte, dass ~nan gerade irn 
Hinblick auf die S V P B i n w a n d ~  
initiative bei Problemen mit den 
flankierenden Massnahmen nicht 
wqg~chauen dürfe. Auch Landam- 
mann Um Ho6nann bekräfiigte zum 
Abschiw die Wichtigkeit der iian- 
kierenden Masmahmen: <Die Perm - .. . .  igkeit zu künden, w k  ei- 
ne Katastrophe. Und ohne niüzlirhe 
frankierende Massnahmen hätte die 
Initiative der SVP gute Chancen.# 
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